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Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetz-
buch 

Änderung vom 7. Dezember 2011 

Der Grosse Rat des Kantons Graubünden, 

gestützt auf Art. 31 der Kantonsverfassung, 
nach Einsicht in die Botschaft der Regierung vom 20. September 2011, 

beschliesst: 

I. 

1. Das zweite Kapitel des Besonderen Teils des Einführungsgesetzes 
zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch vom 12. Juni 1994 erhält die fol-
gende neue Fassung: 

2. FAMILIENRECHT 

A. Adoption 

Art. 36 
1 Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde entscheidet über die Adop-
tion. 
2 Sie kann geeignete Stellen mit Abklärungen beauftragen. 
3 Kommunale, regionale und kantonale Behörden sowie Dritte sind ver-
pflichtet, die für den Adoptionsentscheid erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen. Das Berufsgeheimnis bleibt vorbehalten. 
4 Das Verfahren und der Weiterzug richten sich nach den allgemeinen Be-
stimmungen dieses Gesetzes. 

Art. 36a 
1 Die Regierung bezeichnet die Behörde, welche das Auskunftsverfahren 
über die Personalien der leiblichen Eltern koordiniert und das Kind auf 
Wunsch beratend unterstützt (Art. 268c). 
2 Diese kann geeignete Stellen insbesondere mit weiteren Abklärungen, 
der Beratung sowie der Kontaktaufnahme und -vermittlung beauftragen. 

1. Zuständigkeit, 
Verfahren 

2. Kenntnis der 
Abstammung 
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B. Unterhaltsanspruch 

Art. 37 
Die Wohnsitzgemeinde des unterhaltsberechtigten Kindes richtet Vor-
schüsse für dessen Unterhalt aus, wenn die Eltern ihrer Unterhaltspflicht 
nicht nachkommen (Art. 293 Abs. 2). 

C. Kindes- und Erwachsenenschutz 

Art. 38 
1 Es bestehen folgende Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden: 
a) Engadin/Südtäler (Bezirke Bernina, Inn und Maloja); 
b) Mittelbünden/Moesa (Bezirke Albula, Hinterrhein und Moesa); 
c) Nordbünden (Bezirke Landquart, Plessur und Imboden); 
d) Prättigau/Davos (Bezirk Prättigau/Davos); 
e) Surselva (Bezirk Surselva). 
2 Die Behördenmitglieder sind zur Stellvertretung in anderen Kindes- und 
Erwachsenenschutzbehörden berechtigt und verpflichtet. 
3 Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden sind dem von der Regie-
rung bezeichneten Departement administrativ unterstellt. 

Art. 39 
1 Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden sind kantonale, in der 
Rechtsanwendung unabhängige Behörden. 
2 Sie nehmen die ihnen im Zivilgesetzbuch und im übrigen Bundesrecht 
zugewiesenen Aufgaben im Kindes- und Erwachsenenschutz wahr, sofern 
das kantonale Recht diese Zuständigkeiten nicht an eine andere Behörde 
delegiert. 

Art. 40 
1 Die Leiter der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden bilden die Ge-
schäftsleitung. 
2 Der Geschäftsleitung obliegen unter Vorbehalt der Zuständigkeiten der 
Aufsichtsbehörde insbesondere folgende Aufgaben: 
a) Koordination und Zusammenarbeit; 
b) Entwicklung einer einheitlichen Praxis; 
c) Regelung der behördenübergreifenden Stellvertretung; 
d) Informations- und Erfahrungsaustausch; 
e) Abschluss der Leistungsvereinbarung mit dem Departement und de-

ren Umsetzung; 
f) Budgetkontrolle; 
g) Gewährleistung einer fachgerechten Aus- und Weiterbildung der Be-

hördenmitglieder, Berufsbeistände und privaten Beistände. 

Vorschüsse 

I. Kindes- und 
Erwachsenen-
schutzbehörde 
1. Organisation 
und geografische 
Zuständigkeit 

2. Stellung und 
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3. Geschäfts-
leitung 
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3 Sie erstellt das Budget zuhanden der Regierung und unterbreitet dem 
Departement Vorschläge zur Festlegung von Standards sowie zur Quali-
tätsentwicklung und -sicherung. 
4 Die Geschäftsleitung konstituiert sich selbst. Der Vorsitzende vertritt sie 
gegenüber dem Departement. 

Art. 41 
1 Die Regierung übt die Aufsicht über die Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehörden aus. 
2 Sie kann den Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden im Rahmen der 
aufsichtsrechtlichen Befugnisse Weisungen erteilen. 

Art. 42 
Als Sitz der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde und damit als Wohn-
sitz des bevormundeten Kindes (Art. 25 Abs. 2) und der unter umfassen-
der Beistandschaft stehenden volljährigen Person (Art. 26) gilt die Ge-
meinde: 
a) in welcher die betroffene Person bei Errichtung der Vormundschaft 

oder umfassenden Beistandschaft ihren Wohnsitz hat oder 
b) in welche sie nach der Errichtung der Vormundschaft oder umfassen-

den Beistandschaft den Wohnsitz verlegt. 

Art. 43 
1 Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden bestehen je aus: 
a) einem vollamtlichen Leiter; 
b) mindestens zwei weiteren voll- oder hauptamtlichen Behördenmit-

gliedern; 
c) qualifizierten Sachbearbeitern und weiteren Mitarbeitern des Sekreta-

riates. 
2 Die Behördenmitglieder verfügen über die erforderliche persönliche und 
fachliche Eignung. 
3 Wenn es die Verhältnisse erfordern, können Personen mit besonderen 
Kenntnissen als Behördenmitglied im Nebenamt angestellt werden. 

Art. 44 
1 Die Regierung wählt jeweils den Leiter sowie die weiteren Behörden-
mitglieder. 
2 Die Zuständigkeit für Anstellung und Entlassung der übrigen Mit-
arbeitenden richtet sich nach dem Personalgesetz. 
3 Die Anstellungsverhältnisse und die berufliche Vorsorge der Behör-
denmitglieder, der qualifizierten Sachbearbeiter und der übrigen Mitarbei-
ter richten sich nach dem kantonalen Personal- beziehungsweise Vorsorge-
recht. 

4. Aufsicht 

5. Sitz 

6. Bestand 

7. Anstellung und 
berufliche 
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Art. 45 
Der Leiter führt die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde in personel-
ler, betrieblicher und fachlicher Hinsicht. Er überwacht die gesamte Ge-
schäftstätigkeit und vertritt die Behörde nach aussen. 

Art. 45a 
1 Die Regierung bezeichnet die zentrale Behörde für die internationalen 
Übereinkommen in den Bereichen des Kindes- und Erwachsenenschutzes 
sowie die Vollstreckungsbehörde bei Kindesrückführungen. 
2 Diese Behörde kann geeignete Stellen mit der Erfüllung von Aufgaben 
beauftragen, insbesondere der Abklärung der Situation des Kindes und der 
Familie im Ausland, der Durchführung von Vermittlungs- und Media-
tionsverfahren im Ausland sowie der Rückführung eines Kindes ins Aus-
land. 

Art. 46 
1 Das Betreiben der Berufsbeistandschaft ist eine regionale Aufgabe. Die 
Regionen können die Aufgabe alleine oder gemeinsam erfüllen. 
2 Die Berufsbeistandschaften führen im Auftrag der Kindes- und Er-
wachsenenschutzbehörden die angeordneten Massnahmen im Kindes- und 
Erwachsenenschutz. 
3 Sie sind zuständig für die Beratung und Unterstützung der privaten Vor-
münder und Beistände. 

Art. 47 
1 Die Berufsbeistandschaften bestehen in der Regel jeweils aus einem Lei-
ter, den Berufsbeiständen und den Mitarbeitern des Sekretariates. 
2 Die Regionen haben sicherzustellen, dass die für die sach- und zeitge-
rechte Aufgabenerfüllung notwendigen Stellen geschaffen und besetzt 
werden. 
3 Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag der Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehörde bei Säumnis der Region auf deren Kosten einen Berufsbei-
stand ernennen. 

Art. 48 
1 Als Berufsbeistand kann angestellt werden, wer über die erforderliche 
persönliche Eignung und einen anerkannten Abschluss in der Regel in den 
Bereichen Sozialarbeit, Pädagogik/Psychologie oder Recht verfügt. 
2 In begründeten Ausnahmefällen kann mit Zustimmung der zuständigen 
Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde vom Erfordernis eines anerkann-
ten Abschlusses abgesehen werden. 
3 Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde kann bei der Anstellung 
von Berufsbeiständen mit beratender Stimme zur Unterstützung beigezo-
gen werden. 

8. Geschäfts-
führung 

9. Internationale 
Übereinkommen 
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Art. 49 
Der Leiter führt die Berufsbeistandschaft in personeller, betrieblicher und 
fachlicher Hinsicht. Er überwacht die gesamte Geschäftstätigkeit und ver-
tritt die Berufsbeistandschaft nach aussen. 

Art. 50 
1 Die Berufsbeistände führen die Beistandschaften, welche die Kindes- 
und Erwachsenenschutzbehörde nicht einer Drittperson überträgt. 
2 Die Bestimmungen über die Führung der Beistandschaften gelten für den 
Bereich des Kindesschutzes sinngemäss. 

Art. 50a 
Die Beistände unterstehen der fachlichen Aufsicht der Kindes- und Er-
wachsenenschutzbehörde, welche ihnen Weisungen erteilen kann. 

Art. 50b 
Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde kann Beiständen, die ihren 
gesetzlichen Pflichten schuldhaft nicht nachkommen, die Kosten der Er-
satzvornahme überbinden. 

Art. 51 
1 Befugt zur Anordnung der fürsorgerischen Unterbringung ist: 
a) jeder im Kanton zur selbstständigen Berufsausübung zugelassene 

Arzt: 
1. der Grundversorgung; 
2. mit einem Facharzttitel der Psychiatrie und Psychotherapie; 
3. mit einem Facharzttitel der Kinder- und Jugendpsychiatrie und   

-psychotherapie; 
b) jeder Bezirksarzt; 
c) der behandelnde Arzt der überweisenden Einrichtung. 
2 Für den Vollzug kann polizeiliche Hilfe beigezogen werden. 
3 Der ärztliche Unterbringungsentscheid ist der Kindes- und Erwach-
senenschutzbehörde und dem gesetzlichen Vertreter unverzüglich mitzu-
teilen. 

Art. 51a 
Dauert die ärztliche Unterbringung länger als sechs Wochen, hat die Ein-
richtung spätestens zehn Arbeitstage vor Ablauf dieser Frist bei der Kin-
des- und Erwachsenenschutzbehörde einen begründeten Antrag auf Wei-
terführung der Massnahme einzureichen. 

Art. 52 
1 Für die Verlegung in eine andere Einrichtung bedarf es eines neuen Un-
terbringungsentscheides. 
2 Die Zuständigkeit richtet sich nach jener für die Entlassung. 

4. Geschäfts-
führung 
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Art. 53 
1 Die Einrichtung entscheidet über die Entlassung bei der ärztlichen Un-
terbringung bis sechs Wochen sowie in Einzelfällen, wenn die Kindes- 
und Erwachsenenschutzbehörde ihr die Entlassungskompetenz übertragen 
hat. 
2 Ist die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde für die Entlassung zu-
ständig, hat die Einrichtung einen begründeten Antrag zu stellen, sobald 
die Voraussetzungen für die Unterbringung nicht mehr erfüllt sind. 

Art. 54 
1 Bei Bedarf kann der behandelnde Arzt mit der untergebrachten Person 
vor der Entlassung eine geeignete Nachbetreuung vereinbaren. 
2 Kommt eine solche Vereinbarung nicht zustande, kann die Kindes- und 
Erwachsenenschutzbehörde bei Rückfallgefahr auf Antrag des behandeln-
den Arztes eine geeignete Nachbetreuung für höchstens zwölf Monate an-
ordnen. 

Art. 54a 
1 Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde überwacht die angeordnete 
Nachbetreuung. 
2 Die mit der Durchführung der angeordneten Nachbetreuung beauftragte 
Person oder Stelle ist verpflichtet, der Kindes- und Erwachsenenschutzbe-
hörde spätestens nach zwölf Monaten oder gemäss Anweisung Bericht zu 
erstatten. 
3 Liegen die Voraussetzungen für die angeordnete Nachbetreuung nicht 
mehr vor, ist dies der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde unverzüg-
lich mitzuteilen. 

Art. 54b 
1 Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde hebt die angeordnete 
Nachbetreuung von Amtes wegen oder auf Antrag auf, wenn ihr Zweck 
erreicht ist oder nicht erreicht werden kann und eine fürsorgerische Unter-
bringung notwendig ist. 
2 Die Nachbetreuung fällt spätestens mit Ablauf der festgelegten Dauer 
dahin, sofern keine neue Anordnung der Kindes- und Erwach-
senenschutzbehörde vorliegt. 

Art. 55 
1 Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde kann ambulante Massnah-
men anordnen, die geeignet erscheinen, eine fürsorgerische Unterbringung 
zu verhindern oder einen Rückfall zu vermeiden. 
2 Sie kann die betroffene Person insbesondere verpflichten: 
a) regelmässig eine fachliche Beratung oder Begleitung in Anspruch zu 

nehmen und sich an die damit verbundenen Anweisungen zu halten; 

3. Entlassung 

4. Nachbetreuung 
a) Anordnung 

b) Überwachung 

c) Aufhebung 
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b) sich einer medizinisch indizierten Behandlung oder Therapie zu un-
terziehen; 

c) sich alkoholischer und anderer Suchtmittel zu enthalten und sich den 
damit verbundenen Alkohol- und anderen Suchtmitteltests zu unter-
ziehen; 

d) weitere Verhaltensanweisungen zu befolgen. 
3 Ambulante Massnahmen können Teil der Nachbetreuung sein. 

Art. 55a 
1 Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde überwacht die Einhaltung 
der ambulanten Massnahmen und überprüft jährlich, ob die Voraussetzun-
gen noch erfüllt sind. 
2 Sie hebt sie von Amtes wegen oder auf Antrag auf, wenn ihr Zweck er-
reicht ist oder nicht erreicht werden kann und eine fürsorgerische Unter-
bringung notwendig ist. 
3 Im Übrigen sind die Bestimmungen über die angeordnete Nachbetreuung 
anwendbar. 

Art. 56 
1 Unter Vorbehalt abweichender Bestimmungen dieses Gesetzes und des 
Zivilgesetzbuches richtet sich das Verfahren vor der Kindes- und Erwach-
senenschutzbehörde nach der Zivilprozessordnung und der kantonalen 
Einführungsgesetzgebung. 
2 Die Verfahren im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes sind 
nicht öffentlich. 

Art. 57 
1 Das Verfahren vor der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde wird mit 
Einreichung eines Gesuchs oder durch Eröffnung von Amtes wegen 
rechtshängig. 
2 Das Verfahren wird von Amtes wegen eröffnet, wenn: 
a) eine nicht offensichtlich unbegründete Gefährdungsmeldung eingeht; 
b) konkrete Hinweise auf die Hilfs- und Schutzbedürftigkeit eines Kin-

des oder einer volljährigen Person vorliegen; oder 
c) die Behörde in den vom Zivilgesetzbuch bestimmten Fällen angeru-

fen wird. 
3 Die Eröffnung eines Verfahrens ist der betroffenen Person und deren ge-
setzlichen Vertretern mitzuteilen. 

Art. 58 
1 Der Leiter der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde oder ein von ihm 
bezeichnetes Behördenmitglied leitet und instruiert das Verfahren. 
2 In die Zuständigkeit der Verfahrensleitung fallen insbesondere: 

b) Überwachung 
und Aufhebung 

V. Verfahren 
1. Anwendbares 
Recht 

2. Rechts-
hängigkeit 

3. Verfahrens-
leitung und 
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a) Allgemein 



 470 

a) Anordnung von vorsorglichen Massnahmen bei besonderer Dring-
lichkeit (Art. 445 Abs. 2); 

b) Anordnung einer Vertretung für das Kindes- oder Erwachsenen-
schutzverfahren (Art. 314abis und Art. 449a); 

c) Gewährung der unentgeltlichen Rechtspflege; 
d) Erlass von Abschreibungs- und Nichteintretensverfügungen. 

Art. 58a 
1 Die persönliche Anhörung der betroffenen Person erfolgt in der Regel 
durch ein Behördenmitglied. Bei Vorliegen besonderer Verhältnisse kann 
eine geeignete Fachperson damit beauftragt werden. 
2 Auf Verlangen der betroffenen Person oder bei einem schweren Eingriff 
in die Persönlichkeitsrechte erfolgt die Anhörung durch die Kollegialbe-
hörde, sofern dies nicht als unverhältnismässig erscheint. 
3 Der für den Entscheid wesentliche Inhalt ist in einem Protokoll festzu-
halten. 

Art. 58b 
1 Verweigern die am Verfahren Beteiligten oder Dritte unberechtigterweise 
die Mitwirkung, kann das instruierende Behördenmitglied die zwangswei-
se Durchsetzung der Mitwirkungspflicht anordnen. Zulässig sind insbe-
sondere: 
a) die persönliche Vorführung; 
b) die Untersuchung durch einen Arzt; 
c) die Herausgabe oder Sicherstellung von Dokumenten, Gegenständen 

und Vermögenswerten. 
2 Für die zwangsweise Durchsetzung kann polizeiliche Hilfe beigezogen 
werden. 
3 Personen, die unberechtigterweise die Mitwirkungspflicht verletzen, ha-
ben die durch die zwangsweise Durchsetzung verursachten Kosten zu tra-
gen. 

Art. 59 
Soweit keine Einzelzuständigkeit vorgesehen ist, entscheidet die Kindes- 
und Erwachsenenschutzbehörde in Dreierbesetzung. 

Art. 59a 
In die Einzelzuständigkeit des Leiters oder seines Stellvertreters fallen: 
a) die Anordnung oder der Entzug der aufschiebenden Wirkung im 

Rechtsmittelverfahren (Art. 450c und Art. 450e); 
b) der Erlass von Vollstreckungsverfügungen (Art. 450g). 

Art. 59b 
Im Kindesschutzverfahren fallen in die Einzelzuständigkeit des instruie-
renden Behördenmitgliedes: 

b) Anhörung 

c) Vollstreckung 
der Mitwirkungs-
pflicht 
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a) Kollegial-
behörde 

b) Einzel-
zuständigkeit des 
Leiters 

c) Einzel-
zuständigkeit im 
Kindesschutz 
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a) Antragstellung auf Neuregelung der elterlichen Sorge beim zuständi-
gen Gericht (Art. 134 Abs. 1); 

b) Neuregelung der elterlichen Sorge bei Einigkeit der Eltern oder dem 
Tod eines Elternteils sowie die Genehmigung von Unter-
haltsverträgen (Art. 134 Abs. 3, Art. 287); 

c) Neuregelung des persönlichen Verkehrs bei Einigkeit der Eltern ohne 
Änderung der elterlichen Sorge oder des Unterhaltsbeitrages (Art. 
134 Abs. 4); 

d) Antragstellung zur Anordnung einer Kindesvertretung im Schei-
dungs- oder Trennungsverfahren (Art. 146 Abs. 2 Ziff. 2, Art. 299 
Abs. 2 lit. b ZPO); 

e) Zustimmung zur Adoption des bevormundeten Kindes (Art. 265 Abs. 
3); 

f) Übertragung der elterlichen Sorge von einem Elternteil auf den ande-
ren auf gemeinsamen Antrag der Eltern (Art. 298 Abs. 3); 

g) Übertragung der gemeinsamen elterlichen Sorge auf gemeinsamen 
Antrag (Art. 298a Abs. 1); 

h) Ernennung des Beistandes zur Vaterschaftsabklärung und Regelung 
des Unterhaltes (Art. 309, Art. 308 Abs. 2); 

i) Anordnung der Inventaraufnahme oder der periodischen Rech-
nungsstellung und Berichterstattung über das Kindesvermögen (Art. 
318 Abs. 3, Art. 322 Abs. 2); 

j) Bewilligung zur Anzehrung des Kindesvermögens (Art. 320 Abs. 2); 
k) Anordnung einer Vertretungsbeistandschaft für das ungeborene Kind 

zur Wahrnehmung erbrechtlicher Ansprüche (Art. 544 Abs. 1bis). 

Art. 59c 
Im Erwachsenenschutzverfahren fallen in die Einzelzuständigkeit des in-
struierenden Behördenmitgliedes: 
a) Überprüfung, Auslegung und Ergänzung des Vorsorgeauftrages sowie 

Einweisung der beauftragten Person in ihre Pflichten und Aushändi-
gung der Urkunde (Art. 363, 364); 

b) Festlegung der Entschädigung bei fehlender Regelung im Vor-
sorgeauftrag (Art. 366); 

c) Zustimmung zu Rechtshandlungen im Rahmen der ausserordent-
lichen Vermögensverwaltung (Art. 374 Abs. 3); 

d) Festlegung der Vertretungsberechtigung bei medizinischen Mass-
nahmen (Art. 381, Art. 382 Abs. 3); 

e) Aufnahme eines Inventars sowie Anordnung zur Aufnahme eines öf-
fentlichen Inventars (Art. 405 Abs. 2 und 3); 

f) Einleitung und Übertragung der bestehenden Massnahme an die Kin-
des- und Erwachsenenschutzbehörde des neuen Wohnsitzes (Art. 442, 
444). 

d) Einzel-
zuständigkeit im 
Erwachsenen-
schutz 
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Art. 60 
1 Das Kantonsgericht ist die gerichtliche Beschwerdeinstanz. 
2 Unter Vorbehalt abweichender Bestimmungen dieses Gesetzes und des 
Zivilgesetzbuches richtet sich das Verfahren nach der Zivilprozessordnung 
und der kantonalen Einführungsgesetzgebung. 
3 Die Bestimmungen über den Fristenstillstand sowie über neue Tatsachen 
und Beweismittel finden keine Anwendung. 

Art. 61 
1 Fachpersonen aus den Bereichen Medizin, Pflege, Bildung, Erziehung, 
Betreuung, Sozialberatung und Religion, die in Ausübung ihres Berufes 
von einer akuten Fremd- oder Eigengefährdung eines Kindes oder einer 
erwachsenen Person Kenntnis erhalten, sind zur Meldung dieser Gefähr-
dung verpflichtet. 
2 Wer im Besitz einer Patientenverfügung ist, hat diese dem behandelnden 
Arzt zu melden, sofern er von der Urteilsunfähigkeit der verfügenden Per-
son Kenntnis erhält. 

Art. 62 
1 Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde teilt Entscheide den Behör-
den mit, die zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben Kenntnis von der 
Anordnung und Aufhebung einer Beistandschaft oder Vormundschaft so-
wie der Regelung der elterlichen Sorge haben müssen. 
2 Entscheide in Kinderbelangen sind dem Kind nach den Bestimmungen 
der Zivilprozessordnung über Kinderbelange in familienrechtlichen Ange-
legenheiten mitzuteilen. 

Art. 63 
1 Für das Verfahren vor der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde wer-
den Kosten erhoben. 
2 In Kindesschutzverfahren und in Verfahren betreffend den persönlichen 
Verkehr, die elterliche Sorge oder den Unterhalt sind die Verfahrenskosten 
von den Eltern, dem sorgeberechtigten oder dem unterhaltspflichtigen El-
ternteil zu tragen. 
3 Bei Vorliegen besonderer Umstände kann auf die Erhebung von Verfah-
renskosten verzichtet werden, sofern das Verfahren nicht mutwillig oder 
trölerisch eingeleitet worden ist. 
4 In Verfahren vor der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde wird in der 
Regel keine Parteientschädigung zugesprochen. 
5 Im Übrigen richtet sich die Erhebung von Verfahrenskosten nach der Ge-
setzgebung über die Zivilrechtspflege. 
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Art. 63a 
1 Die Kosten für Massnahmen sind von der betroffenen Person oder den 
Inhabern der elterlichen Sorge zu tragen, soweit nicht Dritte zahlungs-
pflichtig sind. 
2 Subsidiär sind sie vom Gemeinwesen zu tragen, welches für die öffent-
lich-rechtliche Unterstützung zuständig ist. Die entsprechenden Bestim-
mungen sind anwendbar. 

Art. 64 
1 Die Akten werden von der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde be-
ziehungsweise bei Gerichtsverfahren vom Gericht archiviert. 
2 Die Beistände sind verpflichtet, sämtliche Akten nach Ende der Vor-
mundschaft oder Beistandschaft der Kindes- und Erwachsenenschutzbe-
hörde geordnet zu übergeben. 

Art. 64a 
1 Über die Akteneinsicht bei abgeschlossenen Verfahren entscheidet die 
Instanz, welche die Akten aufbewahrt. 
2 Die Akteneinsicht wird gewährt, wenn ein schutzwürdiges Interesse gel-
tend gemacht werden kann. 
3 Entscheide über die Akteneinsicht können schriftlich innert 30 Tagen mit 
Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde angefochten werden. 

Art. 65 
Der Rückgriff auf die Person, die den Schaden vorsätzlich oder grobfahr-
lässig verursacht hat, erfolgt nach dem Gesetz über die Staatshaftung. 

Art. 66 
Die Regierung regelt in einer Verordnung die Einzelheiten insbesondere 
über: 
a) Organisation der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden; 
b) Führung der Beistandschaften; 
c) fürsorgerische Unterbringung; 
d) Verfahrens- und Massnahmekosten, namentlich Gebühren sowie Ent-

schädigung und Spesenersatz der Beistände; 
e) Entschädigung nebenamtlicher Behördenmitglieder. 
 

2. Weitere Bestimmungen des Einführungsgesetzes zum Schweizeri-
schen Zivilgesetzbuch werden wie folgt geändert: 

Art. 14 Abs. 4 
4 Der Gemeindevorstand oder die von ihm bestimmte Amtsstelle am 
Wohnsitz der anspruchsberechtigten Person ist für die Inkassohilfe gemäss 
Artikel 131 Absatz 1 und Artikel 290 zuständig. 

b) Massnahmen 

4. Archivierung 
a) Zuständigkeit 

b) Akteneinsicht 

5. Verantwort-
lichkeit 

6. Ausführungs-
bestimmungen 
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Art. 76 Abs. 1 
1 Der Bezirksgerichtspräsident ernennt einen Erbschaftsverwalter, der die 
Rechte und Pflichten eines Beistandes hat (Art. 408 Abs. 1 und 2). 

Art. 153a 
Die Berufsbeistandschaften können von der bisherigen Trägerschaft oder 
einem Regionalverband bis zwei Jahre nach Inkrafttreten der Einteilung 
des Kantons in Regionen betrieben werden. 

Art. 163 
1 Die Änderung von Gesetzen wird im Anhang geregelt. 
2 Soweit grossrätliche Verordnungen, die den Vorgaben von Artikel 32 Ab-
satz 1 Kantonsverfassung nicht entsprechen, nicht im Einklang mit der 
Teilrevision des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 19. Dezember 
2008 (Erwachsenenschutz, Personenrecht, Kindesrecht) stehen, kann der 
Grosse Rat sie durch Verordnung anpassen. 

II. 

Diese Teilrevision untersteht dem fakultativen Referendum. 

Die Regierung bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 
  

II. Berufs-
beistandschaften 
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Anhang 
(Art. 163 Abs. 1) 
 
Änderung von Erlassen 
Die nachfolgenden Gesetze werden wie folgt geändert: 

1. Bürgerrechtsgesetz des Kantons Graubünden vom 
31. August 2005 (BR 130.100) 

Art. 3 Abs. 3 
3 Für Minderjährige gelten diese Anforderungen sinngemäss. 

Art. 21 
1 In die Einbürgerung oder die Entlassung aus dem Bürgerrecht werden in 
der Regel die unter der elterlichen Sorge der Gesuchstellerin oder des Ge-
suchstellers stehenden Minderjährigen einbezogen, sofern nicht das 
Kindswohl dagegen spricht. 
2 Für Minderjährige über 16 Jahren gilt dies nur, wenn sie schriftlich zu-
stimmen. 
3 Minderjährige können mit Vollendung des 16. Altersjahres selbstständig 
ein Gesuch um Einbürgerung oder Entlassung aus dem Bürgerrecht ein-
reichen. Das Gesuch ist von der gesetzlichen Vertreterin oder dem gesetz-
lichen Vertreter mitzuunterzeichnen. 

Art. 22 
1 Bei umfassend Verbeiständeten ist das Gesuch um Einbürgerung oder 
Entlassung aus dem Bürgerrecht durch die gesetzliche Vertretung zu stel-
len. 
2 Das Gesuch bedarf der Zustimmung der Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehörde. 

2. Pflegekindergesetz vom 14. Februar 2007 (BR 219.050) 

Art. 14 Abs. 1 lit. a 
1 Die Aufnahme von Kindern und Jugendlichen ist bewilligungspflichtig, 
wenn: 
a) tags- und nachtsüber vier und mehr Plätze zur Erziehung, Betreuung, 

Ausbildung, Beobachtung oder Behandlung von Minderjährigen an-
geboten werden; 

Minderjährige 

Umfassend 
Verbeiständete 
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3. Einführungsgesetz zur Schweizerischen Zivilprozess-
ordnung vom 16. Juni 2010 (BR 320.100) 

Art. 9 Abs. 2 
2 Geht es um Kinderbelange, kann das Gericht die Kindesschutzbehörde 
am Aufenthaltsort der Kinder mit dem Vollzug beauftragen. 

4. Einführungsgesetz zur Schweizerischen Strafprozess-
ordnung vom 16. Juni 2010 (BR 350.100) 

Art. 27 
Zur Stellung des Strafantrags wegen Vernachlässigung von Unterhalts-
pflichten sind auch die zur Betreuung der unterhaltsberechtigten Personen 
zuständigen Beiständinnen und Beistände sowie Kindes- und Erwach-
senenschutz- oder Sozialhilfebehörden befugt. 

5. Gesetz über den Justizvollzug im Kanton Graubünden 
vom 27. August 2009 (BR 350.500) 

Art. 13 lit. i 
Die kantonalen Justizvollzugsanstalten sowie die anderen Institutionen 
dienen dem Vollzug: 
i) von fürsorgerischer Unterbringung. 

Art. 17 Abs. 4 
4 Die Anordnung vorsorglicher Massnahmen, welche die öffentliche Si-
cherheit erfordert, obliegt dem Amt. Im Bedarfsfall orientiert dieses die 
zuständige Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde. Beide treffen in ge-
genseitiger Absprache die notwendigen Massnahmen. 

6. Gesetz für die Volksschulen des Kantons Graubünden 
vom 26. November 2000 (BR 421.000) 

Art. 14 
Schülerinnen und Schüler, welche trotz Mahnung und Orientierung der 
Erziehungsberechtigten den Unterricht oder das Unterrichtsklima dauernd 
belasten, können durch Schulratsbeschluss aufgrund eines schriftlichen 
Berichtes des zuständigen Schulinspektorates und des Schulpsychologi-
schen Dienstes und unter Meldung an die Kindesschutzbehörde vom Un-
terricht ausgeschlossen werden. 
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7. Gesetz über das Gesundheitswesen des Kantons 
Graubünden vom 2. Dezember 1984 (BR 500.000) 

Art. 22a Abs. 1 
1 Der Bezirksgerichtspräsident beurteilt die Zulässigkeit der Entnahme re-
generierbarer Gewebe und Zellen bei urteilsunfähigen oder minder-
jährigen Personen. 

Art. 24 Abs. 1 
1 Gegen ihren Willen dürfen psychisch Kranke nur nach den Bestimmun-
gen über die fürsorgerische Unterbringung eingewiesen oder zurück-
behalten werden. 

Art. 35 Abs. 2 lit. b 
2 Sie sind von Gesetzes wegen vom Berufsgeheimnis befreit: 
b) wenn sie den zuständigen Behörden Wahrnehmungen melden, die auf 

ein Verbrechen oder Vergehen gegen Leib und Leben, die öffentliche 
Gesundheit oder die sexuelle Integrität schliessen oder eine Kindes- 
oder Erwachsenenschutzmassnahme angezeigt erscheinen lassen. 

8. Gesetz über die öffentliche Sozialhilfe im Kanton Grau-
bünden vom 7. Dezember 1986 (BR 546.100) 

Art. 11 Abs. 2 
2 Die regionalen Sozialdienste arbeiten mit den Kindes- und Erwachse-
nenschutzbehörden und den Berufsbeistandschaften zusammen. 

9. Gesetz über die Unterstützung Bedürftiger vom 3. De-
zember 1978 (BR 546.250) 

Art. 2 Abs. 3 
3 Für Unterstützungsbedürftige gelten in Spitälern, Heimen und anderen 
Fürsorgeeinrichtungen die gleichen Tarife wie für die ortsansässigen Ein-
wohner. 

Art. 3 
Die Sozialbehörde geht den Ursachen der Bedürftigkeit nach und stellt 
gegebenenfalls zur Vermeidung drohender oder zur Behebung eingetrete-
ner Bedürftigkeit bei der Erwachsenenschutzbehörde die erforderlichen 
Anträge. Solche Anträge können auch vom kantonalen Sozialamt gestellt 
werden. 
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Art. 6 Abs. 3 
3 Der Aufenthalt in einem Heim, einem Spital oder in einer anderen Ein-
richtung sowie behördliche oder durch die Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehörde angeordnete Unterbringung in Familienpflege begründet 
keinen Unterstützungswohnsitz. 

10. Gesetz über den Lastenausgleich für bestimmte Sozial-
leistungen vom 12. Juni 1994 (BR 546.300) 

Art. 2 Abs. 1 lit. a 
1 Dem Lastenausgleich unterliegen sämtliche Nettoaufwendungen der 
Gemeinden aufgrund von Leistungen gemäss: 
a) Verordnung über die Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen für un-

terhaltsberechtigte Kinder; 

11. Polizeigesetz des Kantons Graubünden vom 20. Oktober 
2004 (BR 613.000) 

Art. 14 
Die Kantonspolizei darf minderjährige Personen den Obhutsberechtigten 
oder der zuständigen Kindesschutzbehörde zuführen. 

Art. 16 Abs. 1 lit. b 
1 Die Kantonspolizei kann die sofortige Ausweisung gemäss Art. 28b Abs. 
4 ZGB für längstens zehn Tage verfügen. Die Verfügung ist mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu versehen und: 
b) dem Bezirksgerichtspräsidium und, sofern Kinder betroffen sind, der 

Kindesschutzbehörde innert 24 Stunden zu übermitteln; 

12. Steuergesetz für den Kanton Graubünden vom 8. Juni 
1986 (BR 720.000) 

Art. 10 Abs. 5 
5 Einkommen und Vermögen des Kindes, ausgenommen das Erwerbs- und 
Ersatzeinkommen sowie Grundstückgewinne, werden bis zum Ende der 
Steuerperiode, die dem Eintritt der Volljährigkeit vorangeht, dem Inhaber 
der elterlichen Sorge oder Obhut zugerechnet. 

Art. 150 Abs. 1 und 2 
1 Inventaraufnahme und Siegelung erfolgen durch die kantonale Steuer-
verwaltung. Von den Inventaraufnahmen, die durch das Bezirksgericht 
oder die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde angeordnet werden, ist 
der Steuerverwaltung eine Kopie zuzustellen. 

Zuführung  
Minderjähriger 
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2 Der Inventaraufnahme sollen mindestens ein handlungsfähiger Erbe und 
der gesetzliche Vertreter minderjähriger oder unter umfassender Bei-
standschaft stehender Erben beiwohnen. 

13. Gesetz über die Gemeinde- und Kirchensteuern vom 
31. August 2006 (BR 720.200) 

Art. 8 Abs. 2 lit. b 
2 Als wirtschaftliche Handänderung gilt insbesondere: 
b) die Übertragung von Beteiligungsrechten an einer Immobiliengesell-

schaft, wenn dadurch der Erwerber allein oder zusammen mit seinem 
Ehegatten und den minderjährigen Kindern eine Mehrheit der Stim-
men erlangt; 

14. Kantonales Jagdgesetz vom 4. Juni 1989 (BR 740.000) 

Art. 7 Abs. 1 lit. d 
1 Die Abgabe des Jagdpatentes wird Personen verweigert, welche: 
d) unter umfassender Beistandschaft stehen, sofern keine Zustimmung 

des Beistandes vorliegt; 

15. Kantonales Fischereigesetz vom 26. November 2000 (BR 
760.100) 

Art. 6 Abs. 1 
1 Das Mitangelrecht berechtigt Jugendliche bis 13 Jahre zur Ausübung der 
Fischerei unter Aufsicht eines volljährigen Patentinhabers. Massgebend 
für die Altersgrenze des Mitanglers ist das Kalenderjahr. 
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